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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
über die ertragsteuerlichen und vermögen- 
steuerlichen Auswirkungen des Umsatz- 
steuergesetzes vom 29. Mai 1967 und zur 
Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Drittes Steueränderungsgesetz 1 967) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 13. Oktober 1967 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister 
für Familie und Jugend 

Dr. Heck 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die ertragsteuerlichen und vermögensteuerlichen 
Auswirkungen des Umsatzsteuergesetzes vom 29. Mai 1967 
und zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Drittes Steueränderungsgesetz 1967) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- i 
rates das folgende Gesetz beschlossen: | 


Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
10. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1901), zu- 
letzt geändert durch das Parteiengesetz vom 24. Juli 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 773), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 7 b Abs. 7 Satz 1 werden hinter den Worten 
„die Vorschriften des Absatzes 1 Satz 2" die 
Worte „und des Absatzes 2 Satz 3" eingefügt. 


2. § 7 e wird wie folgt geändert: 

* a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Worte „nach § 4 
Abs. 1 oder" gestrichen; der Wortlaut 
hinter dem Buchstaben d erhält die fol- 
gende Fassung: 

„dienen und nach dem 31. Dezember 
1951 hergestellt worden sind, neben den j 
nach § 7 Abs. 4 von den Herstellungs- 
kosten zu bemessenden Absetzungen für 
Abnutzung im Wirtschaftsjahr der Her- 
stellung und in dem darauffolgenden 
Wirtschaftsjahr bis zu je 10 vom Hun- 
dert der Herstellungskosten abschreiben." 

bb) Satz 2 erhält die folgende Fassung: 

„In den folgenden Wirtschaftsjahren be- 
messen sich die Absetzungen für Abnut- 
zung nach dem Restwert und dem nach 
§ 7 Abs. 4 unter Berücksichtigung der 
Restnutzungsdauer des Gebäudes maß- 
gebenden Hundertsatz." 

cc) In Satz 3 werden die Worte aber vor 
dem 1. Januar 1967" gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten „auf j 

Grund ordnungsmäßiger Buchführung" die j 

Worte „nach § 4 Abs. 1" eingefügt. 

c) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 


„(3) Bei nach dem 31. Dezember 1966 her- 
gestellten Gebäuden können die Abschreibun- 
gen nach Absatz 1 oder Absatz 2 nur in An- 
spruch genommen werden, wenn die Ge- 
bäude vom Steuerpflichtigen vor Ablauf des 
zehnten Kalenderjahres seit der erstmaligen 
Aufnahme einer gewerblichen oder land- und 
forstwirtschaftlichen Tätigkeit im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes hergestellt worden 
sind. Für Gebäude, die vom Steuerpflichtigen 
nach Ablauf des 20. Kalenderjahres seit der 
erstmaligen Begründung eines Wohnsitzes 
oder gewöhnlichen Aufenthalts im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes hergestellt werden, 
sind jedoch Abschreibungen nach Absatz 1 
oder Absatz 2 nicht zulässig." 

3. Hinter § 9 a wird der folgende Unterabschnitt 4 a 
eingefügt: 

„4 a Umsatzsteuerrechtlicher Vorsteuerabzug 
§ 9b 

(1) Der Vorsteuerbetrag nach § 15 des Um- 
satzsteuergesetzes vom 29. Mai 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 545) gehört, soweit er bei der Um- 
satzsteuer abgezogen werden kann, nicht zu den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Wirt- 
schaftsguts, auf dessen Anschaffung oder Her- 
stellung er entfällt. Der Teil des Vorsteuerbe- 
trags, der nicht abgezogen werden kann, braucht 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten des 
Wirtschaftsguts, auf dessen Anschaffung oder 
Herstellung der Vorsteuerbetrag entfällt, nicht 
zugerechnet zu werden, wenn er 25 vom Hundert 
des Vorsteuerbetrags und 500 Deutsche Mark 
nicht übersteigt. 

(2) Wird der Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 7 
und Abs. 8 Nr. 3 des Umsatzsteuergesetzes be- 
richtigt, so sind die Mehrbeträge als Betriebs- 
einnahmen oder Einnahmen, die Minderbeträge 
als Betriebsausgaben oder Werbungskosten zu 
behandeln; die Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten bleiben unberührt. 

(3) Die Umsatzsteuer für den Selbstverbrauch 
nach § 30 des Umsatzsteuergesetzes gehört zu 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten des 
Wirtschaftsguts, auf dessen Selbstverbrauch sie 
entfällt." 
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4. § 10 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „für die 
Veranlagungszeiträume 1952 bis 1966" ge- 
strichen. 

b) Der folgende Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Steuerbegünstigung nach den Ab- j 
Sätzen 1 bis 3 kann nur für den Veranlagungs- 
Zeitraum, in dem der Steuerpflichtige im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes erstmals Ein- 
künfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewer- 
bebetrieb oder selbständiger Arbeit erzielt 
hat., und für die folgenden sieben Veranla- 
gungszeiträume in Anspruch genommen wer- 
den. Nach Ablauf von 20 Veranlagungszeit- 
räumen seit der erstmaligen Begründung 
eines Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufent- 
halts im Geltungsbereich dieses Gesetzes ist 
jedoch die Inanspruchnahme der Steuerbe- 
günstigung nach den Absätzen 1 bis 3 nicht 
zulässig." 

5. In § 51 Abs. 1 Ziffer 2 Buchstabe m wird im 
ersten Satz nach Doppelbuchstabe bb die Jahres- 
zahl „1968" durch die Jahreszahl „1969" ersetzt. 

6. In § 52 wird hinter Absatz 5 der folgende Ab- 
satz 5 a eingefügt: 

„(5 a) Die Vorschrift des § 7 b Abs. 7 Satz 1 
letzter Halbsatz ist erstmals für Wirtschafts- 
jahre und Kalenderjahre anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1967 enden." 


Artikel 2 

Bemessung des Teilwerts für das Vorratsvermögen 
beim Übergang zur Mehrwertsteuer 

Bei der Bemessung des Teilwerts (§ 6 Abs. 1 
Ziff. 1 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes, § 10 
des Bewertungsgesetzes) für Wirtschaftsgüter des 
Vorratsvermögens auf einen Stichtag nach dem 
15. November 1967 und vor dem 1. Januar 1968 ist 
der für diese Wirtschaftsgüter nach § 28 des Um- 
satzsteuergesetzes vom 29. Mai 1967 (Bundesge- 
setzbl. I S. 545) entstehende abziehbare Vorsteuer- 
betrag werterhöhend zu berücksichtigen. 


A r t i k e 1 3 

Änderung des Berlinhilfegesetzes 

Das Berlinhillegesetz in der Fassung vom 19. Au- 
gust 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 674), zuletzt geän- 
dert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 


Berlinhilfegesetzes von (Bundes- 
gesetzbl. IS ), wird wie folgt geändert: 

1. In § 18 werden die Worte „§ 46 Abs. 2 Ziff. 5 
Buchstabe a" durch die Worte „§ 46 Abs. 2 
Ziff. 6 Buchstabe a" ersetzt. 

2. In § 19 Abs. 2 Satz 3 wird die Zahl „600" durch 
die Zahl „800" ersetzt. 

3. § 20 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Vor der bisherigen Nummer 1 wird die fol- 
gende Nummer 1 eingefügt: 

„1. hinsichtlich des Betrages von 800 Deut- 
sche Mark in Absatz 2 Satz 3 erstmals 
auf Wirtschaftsgüter, die nach dein 31. De- 
zember 1967 angeschafft oder herge- 
stellt werden,". 

b) Die bisherigen Nummern 1 bis 3 werden 
Nummern 2 bis 4. 

4. § 28 Abs. 2 letzter Satz erhält die folgende Fas- 
sung: 

„Steuerfreie Einnahmen mit Ausnahme des 
Weihnachts-Freibetrags (§ 3 Ziff. 17 des Ein- 
kommensteuergesetzes), des Arbeitnehmer-Frei- 
betrags (§ 19 Abs. 2 des Einkommensteuerge- 
setzes), der steuerfreien Zuschläge für Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit (§ 34 a des Einkom- 
mensteuergesetzes) und der steuerfreien vermö- 
genswirksamen Leistungen (§ 12 Abs. 1 des 
Zweiten Vermögensbildungsgesetzes) bleiben 
außer Betracht." 

5. In § 31 Abs. 2 wird der folgende Satz angefügt: 

„Die Vorschrift des § 28 Abs. 2 letzter Satz ist 
erstmals für Lohnabrechnungszeiträume anzu- 
wenden, die nach dem 31. März 1967 beginnen." 

Artikel 4 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Durch das Inkrafttreten des Umsatzsteuergeset- ! 
zes vom 29. Mai 1967 (BGBl. I S. 545 — BStBl. I j 
S. 224) — * UStG 1967 — - ergeben sich ertragsteuer- 
liche Probleme, die sich nach dem bestehenden Recht 
nicht befriedigend lösen lassen. Von besonderer Be- 
deutung ist 

• — welchen Einfluß die Vorsteuer, die nach § 15 
UStG 1967 grundsätzlich sofort verrechenbar ist 
und deshalb insoweit den Charakter eines durch- 
laufenden Postens hat, auf die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten eines Wirtschaftsguts 
hat, 

— ob die Umsatzsteuer für den Selbstverbrauch, die 
in fallenden Sätzen bis Ende 1972 erhoben wird, 
als Teil der Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten des Wirtschaftsguts zu werten ist, auf 
dessen Selbstverbrauch sie entfällt, und 

— welchen Einfluß der Umsatzsteuer-Entlastungs- 
anspruch, der nach § 28 UStG für die am 31. De- 
zember 1967 im Inland vorhandenen Gegen- 
stände des Vorratsvermögens (Altvorräte) ge- 
währt wird, auf die Bewertung der Altvorräte an 
Bilanzstichtagen vor dem Inkrafttreten des Mehr- 
wertsteuergesetzes hat. 

Es erscheint erforderlich, diese Fragen gesetzlich zu 
regeln. Dementsprechend soll durch die in Artikel 1 
Nr. 3 und Artikel 2 des vorliegenden Gesetzent- 
wurfs vorgesehenen Vorschriften insbesondere klar- 
gestellt werden, 

— daß die Vorsteuer, soweit sie verrechenbar ist, 
nicht zu den Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten des Wirtschaftsguts gehört, auf dessen 
Anschaffung oder Herstellung sie entfällt (Arti- 
kel 1 Nr. 3 — § 9 b Abs. 1 Satz 1 EStG), 

— ■ daß die Umsatzsteuer für den Selbstverbrauch zu 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten des 
Wirtschaftsguts gehört, auf dessen 
Selbstverbrauch sie entfällt (Artikel 1 Nr. 3 
— § 9 b Abs. 3 EStG), und 

• — daß der für die Altvorräte gewährte Umsatz- 
steuer-Entlastungsanspruch bei der Bemessung 
des Teilwerts der Altvorräte (werterhöhend) zu 
berücksichtigen ist (Artikel 2). Diese Regelung 
gilt zugleich für die Vermögensteuer. 

2. Zusammen mit der Regelung der Auswirkungen 
des UStG 1967 auf das Ertrags- und Vermögen- 
steuerrecht sollen im Rahmen des Gesetzentwurfs 
einige dringliche steuerliche Maßnahmen von ge- 
ringerer Bedeutung getroffen werden. Es handelt ! 
sich hierbei um 

— eine Änderung des § 7 b EStG, durch die die Be- ! 
messung der Absetzungen für Abnutzung bei Ge- | 


bäuden, an denen Zubauten, Ausbauten oder Um- 
bauten vorgenommen worden sind, vereinfacht 
wird (Artikel 1 Nr. 1 und 6), 

— Übergangsregelungen zu den dem Personen- 
kreis der Vertriebenen, Flüchtlinge und Ver- 
folgten vorbehaltenen Steuervergünstigungen 
der §§ 7 e (Bewertungsfreiheit für Fabrikgebäude, 
Lagerhäuser und landwirtschaftliche Betriebsge- 
bäude) und 10 a EStG (Steuerbegünstigung des 
nicht entnommenen Gewinns), die am 31. Dezem- 
ber 1966 ausgelaufen sind; die Übergangsrege- 
lungen stellen sicher, daß Angehörige des be- 
günstigten Personenkreises von diesen Vergün- 
stigungen für eine begrenzte Zeit weiterhin Ge 
brauch machen können, soweit sie zur Inan- 
spruchnahme des § 7 e EStG nicht bereits min- 
destens 10 Jahre und zur Inanspruchnahme des 
§ 10 a EStG nicht bereits mindestens 8 Jahre Ge- 
legenheit hatten und sich nicht schon länger als 
20 Jahre in der Bundesrepublik aufhalten (Arti- 
kel 1 Nr. 2 und 4), 

— - eine einjährige Verlängerung der Ermächtigung 
des § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe m Doppelbuch- 
stabe bb EStG, wonach ein Bewertungsabschlag 
für Importwaren des volkswirtschaftlich vor- 
dringlichen Bedarfs gewährt werden kann (Ar- 
tikel 1 Nr. 5), 

• — - die Anpassung der Grenze für geringwertige An- 
lagegüter, die nach § 19 Abs. 2 Satz 3 des Berlin- 
hilfegesetzes (BHG) von der Investitionszulage 
ausgeschlossen sind, an die erhöhte Grenze in 
§ 6 Abs. 2 EStG (Artikel 3 Nr. 2 und 3), 

— eine Neufassung des § 28 Abs. 2 Satz 2 BHG, 
durch die eine Anpassung an die durch das 
Zweite Vermögensbildungsgesetz und die Ein- 
führung des Arbeitnehmer-Freibetrags eingetre- 
tene neue Rechtslage vorgenommen wird (Arti- 
kel 3 Nr. 4 und 5). 

3. Haushaltsmäßige Auswirkungen 
des Gesetzentwurfs 

a) Auswirkungen im Zusammenhang 
mit der Mehrwertsteuer 

aa) Ertragsteuerlich 

Mit diesem Teil des Gesetzentwurfs sind auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und Ertrag 
keine ins Gewicht fallenden finanziellen Auswir- 
kungen verbunden, wie folgende Überlegungen 
zeigen: 

Soweit der neue § 9 b EStG lediglich den Charakter 
der umsatzsteuerlichen Vorsteuerbeträge bei der 
ertragsteuerlichen Gewinnermittlung als durchlau- 
fenden Posten klarstellt, ergeben sich weder Steuer- 
minder- noch -mehreinnahmen. Auch aus der Sonder- 
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regelung für die Investitionen, nach der die ent- 
sprechend einem Stufenplan bis 1972 zu erhebende 
Umsatzsteuer für den Selbstverbrauch (§ 30 UStG 
1967) den Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu- 
zurechnen ist, entstehen keine ertragsteuerlichen 
Auswirkungen. 

Der Steuerausfall durch die nach den allgemeinen 
Bilanzierungsgrundsätzen mögliche Teilwertabschrei- 
bung für am 31. Dezember 1967 vorhandene Wirt- 
schaftsgüter des Vorratsvermögens (Altvorräte) 
wird durch den vorliegenden Gesetzentwurf wesent- 
lich gemindert, weil der nach § 28 UStG 1967 ent- 
stehende Umsatzsteuer-Entlastungsanspruch bei der 
Bemessung des Teilwerts berücksichtigt werden 
soll. 

bb) Vermögensteuerlich 

Auf dem Gebiet der Vermögensbesteuerung stellen 
die Vorschriften des Gesetzentwurfs (Artikel 2) 
sicher, daß zum vermögensteuerrechtlichen Stichtag 
1. Januar 1968 der Wert der Altvorräte im Rahmen 
der Teilwertermittlung nicht um den Umsatzsteuer- 
Erstattungs-Anspruch gemindert wird. Dadurch wird 
ein entsprechender Vermögensteuerausfall vermie- 
den. 

b) Auswirkung der Änderungen einzelner 
steuerlicher Vorschriften 

Durch die im Gesetzentwurf vorgesehenen sonstigen 
steuerlichen Maßnahmen von geringerer Bedeutung 
entstehen insgesamt gesehen — berechnet für 12 
Monate voller Wirksamkeit der Gesetzesänderun- 
gen — jährliche Steuermindereinnahmen in der 
Größenordnung von etwa 10 Millionen DM (dar- 
unter Bund rd. 4 Millionen DM). 


II. Im einzelnen 

Artikel 1 

Einkommensteuer 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 7 b EStG) 

Nach § 7b Abs. 7 Satz 1 EStG 1965 sind bei Zu- 
bauten, Ausbauten und Umbauten, bei denen der 
Antrag auf Baugenehmigung vor dem 10. Oktober 
1962 gesteht worden ist, die Vorschriften des § 7b 
EStG in den bisherigen Fassungen mit der Maßgabe 
weiter anzuwenden, daß für die vom Restwert vor- 
zunehmenden Absetzungen für Abnutzung die Vor- 
schriften des § 7 b Abs. 1 Satz 2 EStG 1965 entspre- 
chend gelten. Hieraus folgt, daß für die bezeichneten 
Zubauten, Ausbauten und Umbauten die vom Rest- 
wert vorzunehmenden Absetzungen grundsätzlich 
mit 2,5 v. H. des Restwerts zu bemessen sind. Die 
Regelung bedeutet, daß die Absetzungen für Ab- 
nutzung für diese Zubauten, Ausbauten und Umbau- 
ten bis zu deren voller Absetzung losgelöst vom 
Gebäude vorzunehmen sind. Demgegenüber be- 
stimmt § 7b Abs. 2 Satz 3 EStG 1965, daß bei Aus- 
bauten und Erweiterungen, bei denen der Antrag 
auf Baugenehmigung nach dem 31. Dezember 1964 


gestellt worden ist und die an vor dem 1. Januar 
1964 fertiggestellten Einfamilienhäusern, Zweifami- 
lienhäusern und Eigentumswohnungen durchgeführt 
werden, nach Ablauf des Zeitraums, in dem erhöhte 
Absetzungen zulässig sind, der Restwert den An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten des Gebäudes 
oder dem an deren Stelle tretenden Wert hinzuzu- 
rechnen ist und die weiteren Absetzungen für Abnut- 
zung einheitlich für das gesamte Gebäude nach dem 
sich hiernach ergebenden Betrag und dem für das Ge- 
bäude maßgebenden Hundertsatz zu bemessen sind. 

Diese letztere Regelung ist wesentlich einfacher als 
die in § 7 b Abs. 7 Satz 1 EStG getroffene Regelung, 
weil danach die Absetzungen für das Gebäude und 
die Ausbauten und Erweiterungen nach Ablauf des 
Zeitraums, in dem erhöhte Absetzungen vorgenom- 
men werden können, einheitlich bemessen werden, 
die Sonderbehandlung der Ausbauten und Erweite- 
rungen mithin mit Ablauf des Begünstigungszeit- 
raums nach § 7 b EStG endet. § 7 b Abs. 7 Satz 1 
EStG soll deshalb dahin gehend geändert werden, 
daß die einfachere Regelung des § 7 b Abs. 2 Satz 3 
EStG 1965 künftig auch auf Zubauten, Ausbauten 
und Umbauten Anwendung findet, bei denen der 
Antrag auf Baugenehmigung vor dem 10. Oktober 
1962 gestellt worden ist. Hierdurch wird erreicht, 
daß in Zukunft in allen Fällen der Durchführung von 
Zubauten, Ausbauten, Umbauten und Erweiterun- 
gen hinsichtlich der Bemessung der Absetzungen für 
Abnutzung nach Inanspruchnahme der erhöhten Ab- 
setzungen nach § 7 b EStG die gleiche Regelung an- 
gewendet wird. 

Die vorgeschlagene Änderung kann dazu führen, 
daß sich die bei Zubauten, Ausbauten und Umbau- 
ten vom Restwert zulässigen Absetzungen für Ab- 
nutzung geringfügig (von 2,5 v. H. auf 2 v. H. des 
Restwerts) vermindern, wenn bei dem Gebäude 
nach § 7 Abs. 4 Ziff, 1 EStG 1965 der Absetzungs- 
satz von 2 v. H. anzuwenden ist. Diese geringfügige 
Verminderung der Absetzungen für Abnutzung hält 
die Bundesregierung angesichts der wesentlichen 
Vereinfachung, die mit dieser Änderung verbunden 
ist und die nicht nur im Interesse der Finanzver- 
waltung, sondern auch im wohlverstandenen Inter- 
esse der Steuerpflichtigen liegt, für vertretbar. Das 
gilt um so mehr, als hierdurch kein endgültiger Ver- 
lust von Absetzungen für Abnutzung, sondern nur 
eine Verlagerung in spätere Jahre eintritt. 

Die Änderung soll erstmals für 1968 Anwendung 
finden (vgl. die in Artikel 1 Nr. 6 vorgesehene Er- 
gänzung des § 52 EStG). 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 7 e EStG) 

a) Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 
und zu Buchstabe c 

Die Bewertungsfreiheit für Fabrikgebäude, Lager- 
häuser und landwirtschaftliche Betriebsgebäude nach 
§ 7 e EStG 1965, von der Vertriebene, Flüchtlinge 
und politisch Verfolgte Gebrauch machen konnten, 
ist am 31. Dezember 1966 ausgelaufen. Da der Weg- 
fall der in dieser Begünstigung liegenden Finanzie- 
rungshilfe insbesondere den Vertriebenen, Flücht- 
lingen und Verfolgten, die in der Bundesrepublik 
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erst in den letzten Jahren Aufnahme gefunden ha- 
ben oder erst in Zukunft Aufnahme finden werden, 
die Eingliederung in das wirtschaftliche Leben der 
Bundesrepublik erheblich erschweren könnte, schlägt 
die Bundesregierung eine modifizierte Verlänge- 
rung der Begünstigung in der Weise vor, daß die 
generelle Befristung gestrichen wird, der einzelne 
Steuerpflichtige von der Begünstigung jedoch nur 
für Gebäude Gebrauch machen kann, die bis zum 
Ablauf des zehnten Kalenderjahres seit der erst- 
maligen Aufnahme einer gewerblichen oder land- 
und forstwirtschaftlichen Tätigkeit in der Bundes- 
republik hergestellt werden. Für Gebäude, die vom 
Steuerpflichtigen nach Ablauf des 20. Kalenderjahrs 
seit der erstmaligen Begründung eines Wohnsitzes 
oder gewöhnlichen Aufenthalts in der Bundesrepu- 
blik hergestellt werden, soll die Inanspruchnahme 
der Begünstigung auch dann ausgeschlossen sein, 
wenn die erwähnte Zehnjahresfrist noch nicht abge- 
laufen ist. 

Der für den einzelnen Vertriebenen, Flüchtling oder 
Verfolgten hiernach in Betracht kommende Begün- 
stigungszeitraum von im allgemeinen zehn Jahren 
erscheint zur Sicherung und Festigung einer in der 
Bundesrepublik aufgenommenen gewerblichen oder 
land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeit ausrei- 
chend. Durch die vorgesehene zeitliche Begrenzung 
des Anwendungsbereichs der Vorschrift wird ande- 
rerseits unterstrichen, daß es sich bei der Maßnahme 
um eine Anpassungshilfe handelt, von der nur vor- 
übergehend Gebrauch gemacht werden kann. Außer- 
dem ist hierdurch sichergestellt, daß sich durch die 
Begünstigung für Vertriebene, Flüchtlinge und Ver- 
folgte gegenüber den übrigen Steuerpflichtigen nicht 
unvertretbare Wettbewerbsvorteile ergeben. 

Die Begrenzung des zeitlichen Anwendungsbereichs 
der Vorschrift soll für alle Gebäude gelten, die nach 
dem 31. Dezember 1966 hergestellt werden. Das hat 
zur Folge, daß für Vertriebene, Flüchtlinge und Ver- 
folgte, die vor dem 1. Januar 1958 erstmals eine ge- 
werbliche oder land- und forstwirtschaftliche Tätig- 
keit in der Bundesrepublik aufgenommen haben, 
wegen Ablaufs des Begünstigungszeitraums von 
zehn Jahren die Inanspruchnahme der Bewertungs- 
freiheit nach § 7 e EStG für nach dem 31. Dezember 
1966 hergestellte Gebäude nicht mehr in Betracht 
kommt. 

b) Zu Buchstabe a Doppelbuchstaben bb und cc 
und Buchstabe b 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. Sie 
sind durch die Neuregelung der Absetzungen bei 
Gebäuden durch § 7 Abs. 4 EStG 1965 (Doppelbuch- 
stabe bb), durch die Aufhebung der generellen Be- 
fristung der Begünstigung (Doppelbuchstabe cc) be- 
dingt oder dienen der Klarstellung (Buchstabe b). 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 9 b EStG) 

Die Vorschrift regelt in ihren ersten beiden Ab- 
sätzen die Behandlung der umsatzsteuerlichen Vor- 
steuer bei der ertragsteuerlichen Gewinnermittlung 
und in ihrem dritten Absatz die ertragsteuerliche 
Behandlung der Umsatzsteuer für den Selbstver- 


brauch nach § 30 UStG 1967. Die Regelungen sind 
im Einkommensteuergesetz vorgesehen, weil sie, 
wie die Behandlung der Vorsteuer, auf Dauer oder, 
wie die Behandlung der Umsatzsteuer für den 
Selbstverbrauch, für einen längeren Zeitraum von 
Bedeutung sind. 

§ 9 b Abs. 1 EStG 

Im Rahmen des bisherigen kumulativen Umsatz- 
steuersystems gehörte die Umsatzsteuer, mit der 
ein Wirtschaftsgut belastet war, das ein Unterneh- 
mer für seinen Betrieb beschaffte, zu den Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten dieses Wirtschafts- 
guts. Es bestand kein Zweifel, daß diese Umsatz- 
steuervorbelastung Teil des Preises oder Entgelts 
war, das der Unternehmer für das Wirtschaftsgut zu 
entrichten hatte. Im Rahmen des ab 1. Januar 1968 
anzuwendenden Mehrwertsteuersystems muß dage- 
gen die dem Unternehmer von seinem Lieferanten 
in Rechnung gestellte Umsatzsteuer (Vorsteuer) er- 
tragsteuerlich anders beurteilt werden. Abgesehen 
davon, daß die Vorsteuer grundsätzlich neben dem 
Nettoentgelt auszuweisen ist und dem Unterneh- 
mer gesondert in Rechnung gestellt wird, kann der 
Unternehmer die Vorsteuer nach § 15 Abs. 1 UStG 
1967 auch grundsätzlich mit der von ihm für seine 
eigenen Lieferungen oder sonstigen Leistungen ge- 
schuldeten Umsatzsteuer verrechnen. Das gilt auch 
dann, wenn die Wirtschaftsgüter, auf die die Vor- 
steuer entfällt, noch im Betriebsvermögen des Un- 
ternehmers vorhanden sind. 

Nach dem System des UStG 1967 hat die verrechen- 
bare Vorsteuer also wirtschaftlich den Charakter 
eines durchlaufenden Postens. Das erkennt das 
UStG 1967 an, indem es — im Gegensatz zum bis- 
herigen Umsatzsteuergesetz — die Umsatzsteuer 
(Vorsteuer) bei der Ermittlung der Bemessungs- 
grundlage ausklammert. Nach § 10 Abs. 1 UStG 
1967 wird die Umsatzsteuer grundsätzlich nach dem 
Entgelt bemessen. Dabei ist Entgelt „alles, was der 
Empfänger einer Lieferung oder sonstigen Leistung 
vereinbarungsgemäß aufzuwenden hat, um die Lie- 
ferung oder sonstige Leistung zu erhalten, jedoch 
abzüglich der Umsatzsteuer". 

Für die ertragsteuerliche Gewinnermittlung ergibt 
sich hieraus die Folgerung, daß die Vorsteuer, so- 
weit sie verrechenbar ist, den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten des Wirtschaftsguts, auf dessen 
Anschaffung oder Herstellung sie entfällt, nicht zu- 
gerechnet werden darf. Dieser Grundsatz, der für die 
Auswirkungen des UStG 1967 auf die ertragsteuer- 
liche Gewinnermittlung von genereller Bedeutung 
ist, soll in § 9 b Abs. 1 Satz 1 EStG gesetzlich ver- 
ankert werden. Die nach dem Inkrafttreten des 
UStG 1967 erworbenen Wirtschaftsgüter sind da- 
her — - soweit die Vorsteuer verrechenbar ist — bei 
der Gewinnermittlung mit ihren Nettowerten (ohne 
Vorsteuer anzusetzen. 

Soweit die Vorsteuer nicht verrechenbar ist — das 
ist der Fall, soweit sie auf die Anschaffung oder Her- 
stellung von Gegenständen entfällt, die der Unter- 
nehmer zur Ausführung steuerfreier Umsätze ver- 
wendet — , hat sie wirtschaftlich nicht den Charakter 
eines durchlaufenden Postens, sondern ist von dem 
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Steuerpflichtigen, der das Wirtschaftsgut anschafft ! 
oder herstellt, rechtlich endgültig zu tragen. Die j 
nicht verrechenbare Vorsteuer hat also Kosten- 
charakter. Diese Kosten sind — wie die bisherige i 
kumulative Umsatzsteuer — Teil der Anschaffungs- j 
oder Herstellungskosten des Wirtschaftsguts, auf 
dessen Anschaffung oder Herstellung sie entfallen. | 
Ist ein Vorsteuerbetrag nur teilweise verrechenbar, j 
so gehört der nicht verrechenbare Teil zu den An- | 
schaffungs- oder Herstellungskosten des Wirtschafts» | 
guts, auf dessen Anschaffung oder Herstellung die j 
Vorsteuer entfällt. Bei dieser Zurechnung können 
sich Bagatellbeträge ergeben, deren Zurechnung zu 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten einzel- 
ner Wirtschaftsgüter das Rechnungswerk der Unter- j 
nehmen übermäßig belasten könnte. Der Entwurf j 
sieht deshalb in § 9 b Abs. 1 Satz 2 EStG aus Ver- j 
einfachungsgriinden eine Vorschrift vor, nach der ! 
der nicht verrechenbare Teil eines Vorsteuerbetrags 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten des | 
Wirtschaftsguts, auf dessen Anschaffung oder Her- 
stellung der Vorsteuerbetrag entfällt, nicht zuge- 
rechnet zu werden braucht, wenn er 10 vom Hundert 
des Vorsteuerbetrags und 500 Deutsche Mark nicht 
übersteigt. 

§ 9 b Abs. 2 EStG ! 

§ 9 b Abs. 2 EStG betrifft lediglich Wirtschaftsgüter j 
des Anlagevermögens. Nach § 15 Abs. 7 UStG 1967 | 
ist, wenn sich bei einem Wirtschaftsgut des Anlage- j 
Vermögens die Verhältnisse, die für den Vorsteuer- j 
abzug maßgebend waren, in den auf die Anschaf- 
fung oder Herstellung des Wirtschaftsguts folgen- | 
den vier Jahren ändern, in diesem Zeitraum für j 
jedes Jahr der Änderung ein entsprechender Aus- | 
gleich durch Berichtigung des Vorsteuerabzugs j 
durchzuführen. Die Form des Ausgleichs kann der j 
Bundesminister der Finanzen nach § 15 Abs. 8 Nr. 3 ! 
UStG 1967 durch Rechtsverordnung bestimmen. Hat 
z. B. ein Unternehmer eine Maschine zur Ausfüh- 
rung steuerpflichtiger Umsätze angeschafft, so kann 
er die gesamte Vorsteuer sofort mit seiner eigenen 
Umsatzsteuer verrechnen. Verwendet er dann in j 
dem folgenden Jahr die Maschine zur Ausführung j 
steuerfreier Umsätze, so muß er ein Fünftel des 1 
verrechneten Vorsteuerbetrags als Umsatzsteuer ' 
nachentrichten. Entsprechendes gilt für jedes der drei ; 
folgenden Jahre, wenn der Unternehmer die Ma- 
schine auch in einem dieser Jahre zur Ausführung 
steuerfreier Umsätze verwendet. Hat umgekehrt ; 
ein Unternehmer eine Maschine zur Ausführung 1 
steuerfreier Umsätze angeschafft, so kann er die 
Vorsteuer nicht verrechnen. Verwendet er in die- 
sem Falle in einem der folgenden vier Jahre die 
Maschine zur Ausführung steuerpflichtiger Um- 
sätze, so kann er in diesem Jahr ein Fünftel der Vor- 
steuer gegen seine eigene Umsatzsteuer verrechnen. 
Jede dieser umsatzsteuerlichen Berichtigungen des | 
Vorsteuerabzugs würde, wenn man die allgemeinen 
ertragsteuerlichen Grundsätze zugrunde legt, eine 
entsprechende nachträgliche Erhöhung oder Ver- 
minderung der Anschaffungs- oder Herstellungs- I 
kosten nach sich ziehen mit der Folge einer Berichti- i 
gung der Bilanzansätze und einer entsprechenden 
Anpassung auch der Absetzungen für Abnutzung ! 


(AfA). Das würde in der Regel zu einem erhebli- 
chen und für die Betriebe nicht zumutbaren Arbeits- 
aufwand führen. Außerdem bestände die Gefahr, 
daß das Rechnungswesen der Betriebe infolge vieler 
Berichtigungen der Bilanzansätze unübersichtlich 
wird. 

Der Entwurf sieht deshalb in § 9 b Abs. 2 EStG aus 
Vereinfachungsgründen eine Regelung vor, nach der 
nachträgliche Korrekturen des Vorsteuerabzugs so- 
fort erfolgswirksam zu behandeln sind und die 
ursprünglich angesetzten Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten unberührt bleiben. Hat also ein 
Unternehmer in dem maßgeblichen Fiinfjahreszeit- 
raum umsatzsteuerlich eine zunächst verrechnete 
Vorsteuer teilweise nachzuentrichten, so ist der 
nachentrichtete Betrag nicht nachträglich den An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten hinzuzurech- 
nen, sondern als außerordentlicher Aufwand zu 
behandeln. Kann umgekehrt ein Unternehmer in 
dem maßgeblichen Fünf jahreszeitraum umsatz- 
steuerlich eine zunächst nicht verrechnete Vor Steuer 
nachträglich teilweise verrechnen, so sind ertrags- 
steuerlich die Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten, denen die Vorsteuer bei der Anschaffung 
oder Herstellung hinzuzurechnen war, nicht um den 
verrechneten Betrag zu vermindern. Dieser Betrag 
ist vielmehr als außerordentlicher Ertrag zu behan- 
deln. Die Vorschriften des § 6 EStG über den An- 
satz des niedrigeren Teilwerts bleiben in diesem 
Falle unberührt. 

§ 9 b Abs. 3 EStG 

§ 9 b Abs. 3 EStG soll die ertragsteuerliche Behand- 
lung der Umsatzsteuer auf den Selbstverbrauch 
regeln. Nach § 30 UStG 1967 unterliegt der Selbst- 
verbrauch (^Zuführung eines abnutzbaren, nicht 
sofort voll absetzbaren Wirtschaftsguts zum An- 
lagevermögen eines Unternehmers) in der Zeit vom 
1. Januar 1968 bis zum 31. Dezember 1972 der 
Umsatzsteuer. Die Umsatzsteuer für den Selbstver- 
brauch ist nicht verrechenbar. Sie ist wirtschaftlich 
also nicht als durchlaufender Posten zu werten, son- 
dern trägt Kosten Charakter. Da zu den Anschaffungs- 
kosten — Entsprechendes gilt für die Herstellungs- 
kosten — grundsätzlich alle Aufwendungen gehö- 
ren, die der Empfänger eines Wirtschaftsguts auf- 
wenden muß, um das Wirtschaftsgut zu erhalten 
und in betriebsbereiten Zustand zu versetzen, muß 
auch die durch die Zuführung eines Wirtschaftsguts 
zürn Anlagevermögen ausgelöste Umsatzsteuer für 
den Selbstverbrauch als Teil der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten gewertet werden. 

Es erscheint erforderlich, diese Folge gesetzlich klar- 
zustellen. Deshalb soll in § 9 b Abs. 3 EStG vor- 
geschrieben werden, daß die Umsatzsteuer für den 
Selbstverbrauch zu den Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten des Wirtschaftsgutes zu rechnen ist, 
auf dessen Selbstverbrauch sie entfällt. 

Die Vorschrift hat für die Bemessung der Umsatz- 
steuer für den Selbstverbrauch (§ 30 Abs. 4 UStG 
1967) keine Bedeutung. Bei der Ermittlung der Be- 
messungsgrundlage für die Umsatzsteuer für den 
Selbstverbrauch ist diese Steuer außer Betracht zu 
lassen, weil sie erst mit Ablauf des Voranmeldungs- 
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Zeitraums, in dem der Unternehmer den Selbst- 
verbrauch ausgeführt hat, entsteht und nicht etwa 
schon im Zeitpunkt des Selbstverbrauchs (§ 30 
Abs. 6 UStG 1967). 

Zu den aus der Einführung der Mehrwertsteuer sich I 
ergebenden Fragen gehört auch die Bemessung des j 
Teilwerts für das Vorratsvermögen beim Übergang 
zur Mehrwertsteuer. Diese Fragen sind in Artikel 2 
des Entwurfs geregelt, vgl. Begründung zu Artikel 2. 

j 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 10 a EStG) 

Die Steuerbegünstigung des nicht entnommenen 
Gewinns nach § 10 a EStG, von der Vertriebene, 
Flüchtlinge und politisch Verfolgte unter bestimm- 
ten Voraussetzungen und bis zu bestimmten Gren- 
zen Gebrauch machen konnten, ist am 31. Dezem- 
ber 1966 ausgelaufen. Mit Rücksicht auf die noch 
immer unzureichende Eigenkapitalausstattung ins- 
besondere der Unternehmen von Vertriebenen, 
Flüchtlingen und Verfolgten, die ihre land- und 
forstwirtschaftliche, gewerbliche oder freiberufliche j 
Tätigkeit erst in den letzten Jahren aufgenommen j 
haben, hält die Bundesregierung einen ersatzlosen | 
Wegfall dieser Steuerbegünstigung noch nicht für j 
vertretbar. Sie ist darüber hinaus der Auffassung, ■ 
daß die Begünstigung auch solchen Vertriebenen, ; 
Flüchtlingen und Verfolgten, die erst in Zukunft j 
eine land- und forstwirtschaftliche, gewerbliche oder i 
freiberufliche Tätigkeit in der Bundesrepublik auf- j 
nehmen werden, für eine gewisse Übergangszeit 
weitergewährt werden sollte. Sie schlägt daher eine 
modifizierte Verlängerung der Begünstigung in der j 
Weise vor, daß ihre generelle Befristung gestrichen, ! 
ihr zeitlicher Anwendungsbereich aber dadurch be- 
grenzt wird, daß der einzelne Steuerpflichtige von 
der Steuerbegünstigung nur für insgesamt 8 Ver- 
anlagungszeiträume, vom Veranlagungszeitraum der 
erstmaligen Aufnahme einer land- und forstwirt- ' 
schaftlichen, gewerblichen oder freiberuflichen Tätig- ! 
keit in der Bundesrepublik an gerechnet., Gebrauch 
machen kann. Nach Ablauf von 20 Veranlag ungs- j 
Zeiträumen seit der erstmaligen Begründung eines i 
Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts in der | 
Bundesrepublik soll die Inanspruchnahme der j 
Steuerbegünstigung in keinem Fall mehr möglich 
sein. 

Die zu § 10 a EStG vorgeschlagenen Änderungen 
stimmen weitgehend mit den zu § 7 e EStG vor- ; 
geschlagenen Änderungen überein. Es wird deshalb j 
im übrigen auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 2 j 
Bezug genommen, die sinngemäß auch für die zu 
§ 10 a EStG vorgeschlagenen Änderungen gilt. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe m 
EStG) 

Die Geltungsdauer der Ermächtigung des § 51 Abs. 1 j 
Ziff. 2 Buchstabe m Doppelbuchstabe bb EStG, wo- 1 
nach bei der Bewertung von Importwaren des volks- 
wirtschaftlich vordringlichen Bedarfs ein Bewer- , 
tungsabschlag zugelassen werden kann, endet am , 
31. Dezember 1967. Nach der bei der Einführung 
gegebenen Begründung sollte dieser Bewertungs- 


abschlag ein steuerlicher Anreiz für eine erhöhte 
Vorratshaltung solcher Importwaren sein, die wegen 
ihrer besonderen volkswirtschaftlichen Bedeutung 
zur Deckung des Bedarfs der deutschen Wirtschaft 
erforderlich sind. Es hat sich gezeigt, daß diese 
Steuervergünstigung eine erhöhte Vorratshaltung 
unmittelbar nur am Bilanzstichtag fördert, weil der 
Bewertungsabschlag ohne Rücksicht darauf gewährt 
wird, welche Bestände im Laufe des Wirtschafts- 
jahrs gehalten werden. Die Vorschrift ist auch 
schwer anzuwenden, weil es schwierig ist, die be- 
günstigten Wirtschaftsgüter abzugrenzen und den 
begünstigten Bestand an Importwaren zu ermitteln. 
Gleichwohl ist es gegenwärtig sowohl konjunktur- 
politisch als auch handelspolitisch unerwünscht, die- 
sen Bewertungsabschlag zum 31. Dezember 1967 
auslaufen zu lassen. Es erscheint deshalb angezeigt, 
die Geltungsdauer der Ermächtigung um ein Jahr 
zu verlängern. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 52 EStG) 

Die Vorschrift bestimmt, daß die in Artikel 1 Nr. 1 
vorgesehene Änderung des § 7 b Abs. 1 EStG erst- 
mals für 1968 Anwendung finden soll. 

Artikel 2 

Bemessung des Teilwerts für das Vorratsvermögen 
beim Übergang zur Mehrwertsteuer 

Die in Artikel 2 geregelten Fragen gehören wie die 
in Artikel 1 Nr. 3 vorgesehenen Vorschriften zu den 
Auswirkungen der Einführung des Mehrwertsteuer- 
systems. Die Bemessung des Teilwerts für das Vor- 
ratsvermögen beim Übergang zur Mehrwertsteuer 
ist jedoch eine Frage, die nur für den Übergang Be- 
deutung hat. Deshalb wird vorgeschlagen, die hierzu 
erforderlichen Vorschriften — im Gegensatz zu den 
in Artikel 1 Nr. 3 enthaltenen, für einen längeren 
Zeitraum bedeutsamen Vorschriften — nicht in das 
Einkommensteuergesetz zu übernehmen. 

Bis zum Inkrafttreten des UStG 1967 ist in den An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten der Wirt- 
schaftsgüter - - dementsprechend auch der am 
31. Dezember 1967 vorhandenen Wirtschaftsgüter 
des Vorratsvermögens (Altvorräte) — die über- 
wälzte Umsatzsteuer (kumulativ) enthalten. Nach 
dem Inkrafttreten des UStG 1967 ist die Vorsteuer, 
soweit sie verrechenbar ist, in den Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten nicht mehr enthalten. Das 
führt dazu, daß die Wiederbeschaffungskosten für 
die Altvorräte — ein gleichbleibendes Preisniveau 
vorausgesetzt — nach dem Inkrafttreten des UStG 
1967 niedriger sein werden als die (bisherigen) An- 
scliaffungs- oder Herstellungskosten. Dieser Um- 
stand würde — ■ wenn man unberücksichtigt läßt, daß 
für die Altvorräte nach § 28 UStG 1967 eine Umsatz- 
steuerentlastung vorgesehen ist ■ — nach allgemei- 
nen bilanzrechtlichen Grundsätzen an Bilanzstich- 
tagen nach dem 15. November 1967 und vor dem 
1. Januar 1968 zu einer Teilwertabschreibung auf 
die niedrigeren Wiederbeschaffungskosten der Alt- 
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Vorräte nach dem Inkrafttreten des UStG 1967 
berechtigen, weil nach der ständigen Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs (vgl. BFII-Urteil vom 26. Ja- 
nuar 1956 - — BStBl III S. 113 - -) eine nachhaltige 
Minderung der Wiederbeschaffungskosten innerhalb 
von sechs Wochen nach dem Bilanzstichtag bereits 
zum Bilanzstichtag berücksichtigt werden darf. 

Da jedoch nach § 28 UStG 1967 ein Umsatzsteuer- 
Entlastungsanspruch gewährt wird, der von dem 
Bestand an Altvorräten abhängt und untrennbar 
mit den Altvorräten verbunden ist, ist es gerecht- 
fertigt, den nach § 28 UStG 1967 entstehenden 
Umsatzsteuer-Entlastungsanspruch bei der Bemes- 
sung des Teilwerts für Altvorräte auf einen Stich- 
tag nach dem 15. November 1967 und vor dem 
1. Januar 1968 (Sechswochenfrist) zu berücksichti- 
gen. Demgemäß wird in Artikel 2 vorgeschrieben, 
daß als Teilwert der Altvorräte deren Wieder- 
beschaffungswert nach dem Inkrafttreten des UStG 
1967 zuzüglich des Umsatzsteuer-Entlastungs- 
anspruchs anzusetzen ist. Das gilt gleichzeitig für 
den Ansatz der Altvorräte bei der Vermögensfest- 
stellung auf den 1. Januar 1968. 

Die Grundsätze des Artikels 2 wirken sich auch bei 
der Bemessung des nach § 28 UStG 1967 gewährten 
Entlastungsanspruchs für die umsatzsteuerliche Vor- 
belastung von Altvorräten aus, weil die ertrag- 
steuerlichen Werte zugleich die Ausgangswerte für 
den Umsatzsteuer-Entlastungsanspruch darstellen. 


Artikel 3 

Berlinhilfegesetz 

Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 18 BHG 1964) 

Es handelt sich um die redaktionelle Anpassung der 
Vorschrift an die Änderung des § 46 Abs. 2 EStG 
durch das Steueränderungsgesetz 1965 (BGBl I ] 
S. 377). Durch Einfügung einer weiteren Ziffer ist 
die bisherige Ziffer 5 des § 46 Abs. 2 EStG Ziffer 6 
geworden. 

Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 19 BHG 1964) 

Nach § 19 Abs. 2 Satz 3 BHG 1964 wird für Wirt- 
schaftsgüter, deren Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten 600 DM nicht übersteigen und die einer 
selbständigen Bewertung und Nutzung fähig sind, 
eine Investitionszulage nicht gewährt, weil die An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten dieser Wirt- 
schaftsgüter auf Grund des § 6 Abs. 2 EStG sogleich 
in voller Höhe als Betriebsausgaben abgesetzt wer- 
den können. Durch das Steueränderungsgesetz 1964 
ist die in § 6 Abs. 2 EStG vorgesehene Grenze von 
600 DM mit Wirkung vom 1. Januar 1965 an auf 
800 DM heraufgesetzt worden. In Anpassung an 
diese Gesetzesänderung soll auch die in § 19 Abs. 2 
Satz 3 BHG 1964 vorgesehene Grenze auf 800 DM 
erhöht werden. Hierdurch wird ausgeschlossen, daß 


für Wirtschaftsgüter mit Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten zwischen 600 und 800 DM sowohl die 
Abschreibungsfreiheit nach § 6 Abs. 2 EStG als 
auch die Investitionszulage nach § 19 BHG 1964 in 
Anspruch genommen werden kann. 

Zu Artikel 3 Nr. 3 (§ 20 BHG 1964) 

Die in § 20 Abs. 4 BHG 1964 eingefügte neue Num- 
mer 1 bestimmt zur Vermeidung einer unzulässigen 
Rückwirkung, daß die Grenze von 800 DM erst auf 
Wirtschaftsgüter Anwendung findet, die nach dem 
31. Dezember 1967 angeschafft oder hergestellt 
werden. 

Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 28 BHG 1964) 

Durch die vorgesehene Neufassung soll § 28 Abs. 2 
Satz 2 BHG 1964 an die durch das Zweite Ver- 
mögensbildungsgesetz und die Einführung des 
Arbeitnehmer-Freibetrags eingetretene neue Rechts- 
lage angepaßt werden. Durch die Änderung wird 
erreicht, daß der Teil des Arbeitslohns, der als ver- 
mögenswirksame Leistung oder wegen seiner ver- 
mögenswirksamen Anlage nach § 12 Abs. 1 des 
| Zweiten Vermögensbildungsgesetzes steuerfrei ist, 

! nicht von der für die Berechnung der Berlin- 
| Zulage maßgebenden Bemessungsgrundlage abge- 
| zogen wird. Für die Berechnung der Zulage ist es 
; demnach ohne Bedeutung, ob ein Arbeitnehmer die 
! Steuerbegünstigung des Zweiten Vermögensbil- 
dungsgesetzes in Anspruch genommen hat. Des 
weiteren wird klargestellt, daß auch der Arbeit- 
I nehmer-Freibetrag im Sinn des § 19 Abs. 2 des Ein- 
i kommensteuergesetzes — ebenso wie schon nach 
dem geltenden Recht der Weihnachts-Freibetrag — 
nicht zur Kürzung der für die Zulage maßgebenden 
Bemessungsgrundlage führt. 

Zu Artikel 3 Nr. 5 (§ 31 BFIG 1964) 

Es erscheint angebracht, die Neuregelung in § 28 
Abs. 2 letzter Satz BHG 1964 erstmals für Lohn- 
abrechnungszeiträume, die nach dem 31. März 1967 
beginnen, anzuwenden. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Ge- 
setzes. 
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